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TOP 10 Digitale Datenaustauschverfahren und Einkommensbegriff 

modularisieren 
 

Kategorie B | Schwerpunktthemen 

 

Quellbeschluss (nur bei Folgeauftrag) 2021/ 34. IT-PLR, TOP 00 

 

Geschätzte Dauer der Behandlung: ca. 10 Minuten 

 

Gegenstand der Behandlung: 

Bund und Länder sind nach dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu 

Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz - OZG) verpflichtet, bis spätestens Ende 2022 

ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten (§ 1 Abs. 1 

OZG).  

 

Die deutsche Register- und Fachverfahrenslandschaft umfasst mehrere Hundert einzelne 

Register und Fachverfahren, die alle zweckgebunden und bislang weitestgehend unabhängig 

voneinander agieren. Für den Austausch von Informationen zwischen den Registern und 

Fachverfahren der unterschiedlichen Stellen der öffentlichen Verwaltung bedarf es aktueller, 

konsistenter und eineindeutiger Daten. Das Registermodernisierungsgesetz und das 

Unternehmensbasisdatenregistergesetz haben die Basis für den Aufbau einer modernen 

Registerlandschaft geschaffen, die – jenseits von Stammdaten – den Austausch der zu einer 

natürlichen Person oder zu einem Unternehmen gespeicherten Daten ermöglichen soll. Dies 

ist die Voraussetzung für die Umsetzung des „once only“-Prinzips. Nun gilt es, die in den 

Registern und Fachverfahren vorhandenen Daten verfahrensübergreifend zu nutzen (Level 4 

des Reifegradmodells bei der OZG-Umsetzung) und die Datenqualität so zu verbessern, dass 

das „once only“-Prinzip verwirklicht wird und Daten, die bereits bei öffentlichen Stellen 

vorhanden sind, nicht erneut durch die Betroffenen beigebracht werden müssen. Dies ist ein 

wesentlicher Schritt zur Harmonisierung der Zielbilder in einer verfahrensübergreifenden, 

dezentralen Datenarchitektur. 

 

Zum Zwecke der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen müssen Rechtsvorschriften in 

Datenstrukturen und Algorithmen abgebildet werden können. Je eineindeutiger 

Rechtsbegriffe sind, desto einfacher gelingt ihre digitale Übersetzung. Sind die Rechtsbegriffe 
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aber nicht eindeutig oder sogar unterschiedlich definiert oder werden sie unterschiedlich 

ausgelegt und angewendet, stößt die digitale Übersetzung schnell an ihre Grenzen und es 

wird eine verfahrensübergreifende Nutzung von Daten unter dem Gesichtspunkt von „once 

only“ erheblich erschwert, wenn nicht gar unmöglich.  

 

Ein dem Wortlaut nach identischer Begriff (z.B. Einkommen) kann in unterschiedlichen 

Rechtsgebieten – teilweise sogar innerhalb desselben Rechtsgebiets – ganz unterschiedliche 

Bedeutungen und damit auch ganz unterschiedliche Inhalte haben, etwa im Hinblick auf 

sachliche Bezugspunkte und Abgrenzungen, Zeit- und Personenbezüge. Daten, die von einer 

Stelle erhoben und verarbeitet werden, können in diesem Fall von anderen Stellen nicht im 

Sinne von „once only“ genutzt werden, da die verschiedenen Stellen unter dem vermeintlich 

gleichen Begriff Unterschiedliches verstehen. Dies gilt insbesondere für den Begriff des 

Einkommens, der für die Gewährung von Sozialleistungen (z.B. Elterngeld, Wohngeld, SGB II-

Leistungen) und bei der Steuererhebung im höchsten Maße relevant ist.  

 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat diese Thematik anhand des Einkommensbegriffs 

untersucht, der für die Digitalisierung diverser Verwaltungsleistungen ein Kernelement 

darstellt. Ausgangspunkt ist dabei die Erkenntnis, dass die Digitalisierung von 

Verwaltungsleistungen im Sinne des „once only“-Prinzips verfahrens- und 

rechtsgebietsübergreifende eineindeutige (d.h. wechselseitig eindeutige), referenzierbare, 

Datenfelddefinitionen erforderlich sind. Diese wiederum setzen jedoch ihrerseits verfahrens- 

und rechtsgebietsübergreifend eineindeutige Rechtsbegriffe voraus. 

 

Hiervon ausgehend hat der NKR in seinem Gutachten folgende – hier nur auszugsweise und 

verkürzt dargestellte - Handlungsempfehlungen ausgesprochen:  

1. Es soll geprüft werden, inwieweit eine Angleichung von Rechtsbegriffen ohne 

inhaltliche Änderungen möglich ist, um zu einer verfahrens- und 

rechtsgebietsübergreifenden eineindeutigen Nomenklatur bei der Verwendung von 

Rechtsbegriffen zu kommen.  

2. Ist dies nicht möglich, wird empfohlen, bestehende Rechtsbegriffe weitestmöglich zu 

modularisieren, so dass aus wechselseitig eineindeutig referenzierbaren und digital 

nachnutzbaren Rechtsbegriffsmodulen oder -submodulen, je nach Rechtskontext und 

Rechtsgebiet, übergeordnete Rechtsbegriffe zusammengestellt werden können.  

3. Rechtsbegriffe sollten durch Rechtsverweise auf einzelne Rechtsbegriffsmodule oder -

submodule oder durch Typisierungen und Pauschalisierungen harmonisiert werden. 

4. Um einen Überblick zu schaffen und dauerhaft zu behalten, welche Begriffsmodule 

existieren, bedarf es eines Data Dictionary. Darin werden Begriffsmodule 

(Datenmodelle), Zuständigkeiten und mithilfe der Verwaltungsdaten-

Informationsplattform (gem. § 5a Bundesstatistikgesetz - BStatG) oder der 

Registerlandkarte (gem. § 3 I Nr. 1 Identifikationsnummerngesetz - IDNrG) zugehörige 

Datenquellen eindeutig beschrieben. Je automatisierter und einfacher der 

Datenaustausch erfolgen soll, desto wichtiger ist die semantische, aber auch die 

technische Standardisierung. Hier hilft ein auf das Data Dictionary aufbauendes Data 

Repository, indem die technische Datenstruktur definiert wird. Hierbei kann auf 

bestehende Projekte wie z. B. OMS, rvBEA, XÖV-Standards, die Prozess- und 
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Datenfeld-Repositorien des Föderalen Informationsmanagements (FIM) aufgebaut 

werden.  

5. Damit bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes die 575 wichtigsten 

Verwaltungsleistungen vollständig digital und mit Rückgriff auf elektronische 

Datenbestände abgebildet werden können, müssen die Umsetzungsverantwortlichen 

u. a. prüfen, wie die gesetzlich vorgegebenen Rechtsbegriffe zu den verfügbaren 

Datenquellen passen. Hierzu bedarf es der gemeinsamen systematischen und 

schrittweisen Inventur des Rechts- und Datenbestandes. 

6. Schließlich wird die Etablierung eines Digitaltauglichkeits-Checks bei der 

Gesetzesvorbereitung (z.B. Rechtsbegriffswahl, grafische Darstellung der 

Datenströme) empfohlen, der es bereits bei der Formulierung neuer rechtlicher 

Regeln erlaubt, deren Digitaltauglichkeit sicherzustellen. 

 

Fachliche Betroffenheit der Fachministerkonferenzen1:  

☒ Ja Allgemeine Betroffenheit durch potentielle fehlende Digitaltauglichkeit von Recht bei 

der Digitalisierung der OZG-Leistungen  

☐ Nein 

Art der Behandlung: 

☐ Information 

☒ Beschluss 

 

Die folgenden Felder sind nur bei der Behandlungsart Beschluss auszufüllen. 

 

Geplante Sitzungsunterlagen 

Anlage1: Gutachten des Nationalen Normenkontrollrates „Einkommen einfacher nachweisen 

– Harmonisierung von Rechtsbegriffen und Digitalisierung der Nachweisführung“ 

 

 

Beschlussvorschlag 

1. Der IT-Planungsrat nimmt das Gutachten des Nationalen Normenkontrollrates 

„Einkommen einfacher nachweisen – Harmonisierung von Rechtsbegriffen und 

Digitalisierung der Nachweisführung“ zur Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat bittet Bund, Bremen und Hamburg bis zur nächsten Sitzung des IT-

Planungsrates eine Bewertung der Handlungsempfehlungen vorzulegen.  

3. Der IT-Planungsrat bittet das Land Bremen, anhand von konkreten Leistungen 

aufzuzeigen, welche Hinderungsgründe einem digitalen Datenaustausch zu 

Einkommensmodulen entgegenstehen, weitere Handlungsvorschläge zu unterbreiten und 

über seine Ergebnisse auf der 37. IT-Planungsratssitzung zu berichten. 

 

                                                 
1 Gemäß § 1 Abs. 6 des IT-Staatsvertrags werden die Fachministerkonferenzen vom IT-Planungsrat beteiligt, sofern deren 

Fachplanungen von seinen Entscheidungen betroffen sind. 
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Nur bei Standards: Halten die Berichterstatter eine Beschlussfassung nach § 3 Abs. 2 des 

IT-Staatsvertrages zur Ausführung von § 91c GG2 für angezeigt 

(Interoperabilitätsstandard)? 

☐ Ja ☐ Nein 

 

Ist das Recht auf informationelle Selbstbestimmung betroffen3? 

☐ Ja ☒ Nein 

 

Wie wirkt sich der Entscheidungsvorschlag auf das Recht der informationellen 

Selbstbestimmung aus?  

[Auswirkung] 

 

Veröffentlichung4 der im Entscheidungsvorschlag in Bezug genommenen 

Sitzungsunterlagen: 

☐ Ja  

☒ Nein. Das angehängte Gutachten des Normenkontrollrats ist mit einem 

Sperrvermerk bis zum 29.06.202, 11.00 Uhr, als vertraulich „Nur für den 

Dienstgebrauch“ eingestuft und darf nur ausschließlich Vorbereitung der AL-Runde 

und der Sitzung des IT-Planungsrates verwendet werden. 

 

Die folgenden Felder sind nur bei der geplanten Beanspruchung von durch die FITKO 

verwalteten Ressourcen auszufüllen. 

 

Schätzung des Ressourcenbedarfs5 (Bitte Erklärung in den Fußnoten beachten): 

 2021 2022 2023 2024 2025 

Sachmittel6 (in TEUR)      

                                                 
2 Beschlüsse über Standards werden vom IT-Planungsrat mit der Zustimmung des Bundes und einer Mehrheit von 11 Ländern, 

welche mindestens zwei Drittel ihrer Finanzierungsanteile nach dem Königsteiner Schlüssel abbildet, gefasst, soweit dies zum 

bund-länderübergreifenden Datenaustausch oder zur Vereinheitlichung des Datenaustauschs der öffentlichen Verwaltung mit 

Bürgern und Wirtschaft notwendig ist (§ 2 Abs. 2 IT-Staatsvertrag). 
3 Nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 der Geschäftsordnung des IT-Planungsrats ist bei Entscheidungsvorschlägen insbesondere darzulegen, ob 

und inwieweit durch die Entscheidung das Recht auf informationelle Selbstbestimmung betroffen sein könnte. 
4 Der IT-Planungsrat hat eine grundsätzlich transparente Veröffentlichungspraxis beschlossen. Sollte im Einzelfall keine oder eine 

nur teilweise Veröffentlichung geboten erscheinen, ist dies kurz zu begründen. 
5 Zeithorizont: laufendes Jahr +3 Jahre (bei kürzeren Projekten bitte den gesamten Projektzeitraum betrachten) 
6 Sachmittel sind alle bei der FITKO in Rechnung zu stellenden Kosten des Vorhabens (inkl. Investitions-, Betriebs- und 

Übergabekosten sowie Personalkosten) 
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FITKO-Personal7 (in VZÄ)      

☐ Ressourcen sind im laufenden Wirtschaftsplan vorhanden 

☐ Ressourcen sind im Wirtschaftsplan der FITKO für das kommende Jahr eingeplant 

☐ Ressourcen sind aktuell nicht eingeplant  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
7 FITKO-Personal sind FITKO-Mitarbeiter:innen, die für die Koordinierung und  Steuerung oder anderweitige Unterstützung des 

Vorhabens benötigt werden. 


